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BLlCKcAUFX

pER MONAT

4* LDIE SCHWEIZ

Von Peter Dürrenmatt

Die bernischen Großrats- und
Regierungsratswahlen waren ein politisches
Ereignis von gesamtschweizerischer Bedeutung.

Wenn der volkreichste Kanton seine
obersten Behörden neu bestellte, so mußte
es interessant sein, zu verfolgen, wie das

politische Barometer ausschlagen werde.
Der bernische Wahlausgang setzte indessen
die auch sonst in der Schweiz wahrnehmbare

Linie fort, aus der abgelesen werden
kann, daß die Wähler keine bergsturzähnlichen

Entwicklungen wünschen.
Bemerkenswert als bernische Spezialität war
dabei, daß die kleinen Parteien
zusammenschmolzen und den Kommunisten nur
ein höchst bescheidener Erfolg zuteil
wurde.

Fast interessanter als diese allgemeinen

Feststellungen war eine Kontroverse,
die sich ob den Regierungsratswahlen
abgespielt hatte. Sie berührte die Frage,
wie weit dem Volke zukomme, neben den

Parteien eine unmittelbare Rolle zu spielen.

Anlaß zur Kontroverse bot ein
Kandidat, den die Sozialdemokraten als

Regierungsrat portiert hatten, freilich im Ausstich

mit einem andern Kandidaten, der

am sozialdemokratischen Parteitag eine
ansehnliche Minderheit auf sich zu
vereinigen vermochte. Der sozialdemokratische

Anspruch auf drei Sitze im
Regierungsrat wurde an sich von keiner Seite
bestritten und von den bürgerlichen
Parteien kampflos anerkannt. Dagegen
erhoben sich kritische Stimmen gegen den

offiziellen sozialdemokratischen Kandidaten

Giovanoli. Die Kritik verdichtete sich

schließlich dahin, daß der am sozialistischen

Parteitag in Minderheit gebliebene
Nationalrat Brawand von einer parteilosen
Gruppe portiert wurde.

Dieses Vorgehen wurde von der
sozialdemokratischen Parteileitung als

ungehörig bezeichnet und leidenschaftlich
bekämpft. Dabei tauchte das Argument
auf, es habe niemand das Recht, einer
Partei ihre Kandidaten vorzuschreiben,
und eine allfällige Wahl des Gegenkandidaten

könnte von der betroffenen Partei
auf keinen Fall akzeptiert werden. Der
Volksentscheid fiel eindeutig für den

partei - offiziellen, sozialdemokratischen
Kandidaten aus. Wir halten die
Argumentation in jedem Fall für falsch und

gefährlich, wonach es unstatthaft und
unfair wäre, wenn irgendwelche Gruppen
sich erlauben, Gegenkandidaten zu
offiziellen Kandidaturen aufzustellen. Ganz

abgesehen davon, daß es keine schweizerische

Kantonsverfassung gibt, die ein

derartiges Vorgehen verböte, wäre ein
solches Verbot, gemeint als Gewohnheitsrecht
oder verbindliche politische Sitte,
entschieden abzulehnen. Es liegt in der

Entwicklung der Zeit, daß offizielle Gruppen,

Verbände und die Parteien ein großes,
bestimmendes Gewicht bekommen haben.

Für um so notwendiger halten wir es,

daß dem Volke selbst, in Wahlen wie in
Abstimmungen, das Recht für unmittelbare

Kundgebungen, ja das Recht zum
unbequemen Durchkreuzen von scheinbar
fest ausgemachten Dingen erhalten bleibe!
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Von peà Oü>renmatt

Oie />er/tt.;n/n?n. t?rc>/?rà' nn<^ AsAis^
rnnFLr«t6î^ak^sn waren ein politisckss Or-
signis von gesaintsekweiceriscker Leàen-

tnng. "Wenn àer volkreickste Xanton seins
oksrstsn llskôràen nsn kestellte, so rnnllte
es interessant sein, cn verfolgen, wie àas

politiscke Larorneter ansscklagen wsràe.
Osr kernisoks Waklansgang setzte inàessen
àie auck sonst in àer 8ckweic wakrnekrn-
Kars Oinis lort, ans àer akgslesen weràen
kann, àall àie Wäirier keine kergsturckkn^
koken pntwicklungen wnnscken. Lsinsr-
kenswert aïs ksrniscke Specialität war
àakei, àak àie kleinen Parteien cnsarn-
rnenscllnolcen nnà àen Xoinrnnnisten nnr
ein köckst ksscksiàsner prkolg cnteil
wnràe.

Past interessanter als àiese allgeinsp
nsn PeststsIIungen war eine Controverse,
àie sick ol> àen lìegisrnngsratswaklen
akgespielt lratte. 8ie kerükrts àie Prags,
wie weit àein Volks cnkonnne, nsl>en àen

Parteien eins nnrnittslkars liolle cn spis^
len, Wnlall cur Xontroverss l>ot sin Xan-
àiàat, àen àie 8ocialàernokraten als Xegle-
rnngsrat portiert katten, lreilieli lin eVus-

stick init slnern anàern Xanàiàaten, àer

ain socialàeinokratiscken Parteitag sine
anssknlicke klinàerkeit anl sielr cn ver-
einigen vsrrnockte. Oer socialäernokra-
tiscke ^.nsprnck all àrel 8itcs lin lìe^ll
rnngsrat wnràe an sick von keiner 8eite
kestritten nnà von àen kürgerkcken par-
tsisn kainpllos anerkannt. Oagegen er-
koken sick kritiscks 8tiininen gegen àen

olliciellen socialàeniokratiscken Xanàiàa^
ten Oie Xritik veràiellete sick

scklielZlick àalln, àall àer ain socialistic
sollen Parteitag in kàinàerkeit gekliekene
klationalrat von einer parteilosen
Ornpps portiert wnràe.

Oieses Vorgeken wnràe von àer
socialàeinokratiscken Parteileitung als

nngekörig kecsicknet nnà leiàensckaltlick
kskäinpkt. Oal>ei tanclls àas Vrgninent
all, es kake nieinanà àas Xeckt, einer
Partei ikre Xanàiàaten vorcusckrsiksn,
nnà eine allkällige Wakl àes Oegenkanài-
àaten könnte von àer ketrollsnen Partei
anl keinen Pall akzeptiert weràen. Oer
Volksentsckeià kiel einàsutig lür àen

Partei - lllicisllen, socialàeinokratisclren
Xanàiàaten ans. Wir kalten àie àgn^
inentation in jeàsrn Pall lnr lalsck nnà

gekäkrkck, wonack es nnstattlillt nnà
unkair wäre, wenn irgsnàwelcks Ornppen
sick erlauken, Oegsnkanàiàaten cn ollp
ciellen Xanàiàatnren ankcustsllen. Oanc

akgsssken àavon, àall es keine sskweice^
riscke Xantonsverlassnng gikt, àie sin

àsrartiges Vorgeken verköts, wäre ein sop
ckes Vsrkot, gerneint als Oewoknkeitsreckt
oàer verkinàkcks politiscke 8itte, ent-
sckieàen akculeknen. ps liegt in àer Ont-

wicklnng àer ?,eit, àak okkiciells Ornp-
pen, Vsrkânàs nnà àie Partsien ein grollss,
kestinnnenàes Oewickt kekoininsn Iraken.

pur nin so notwenàiger kalten wir es,

àall àein Volks sslkst, in Wallen wie in
Vkstiininnngen, àas Ileclit lur nninittep
Kars Xnnàgekungsn, ja àas Xeckt cnrn
nnöecpieinen Onrckkrsncen von sckeinkar
lest ausgeinackten Oingen erkalten klslke!
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